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Vorblatt 


Dritte Änderung des Ersten Gesetzes 
über individuelle Förderung der Ausbildung 
(Ausbildungsförderungsgesetz) 

(Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, FDP) 


A. Problem 

Angleichung der im Ausbildungsförderungsgesetz für die Schü- 
ler von Fachschulen, Abendgymnasien und Kollegs festgesetzten 
Bedarfssätze an die mit Wirkung vom 1. Januar 1971 angeho- 
benen Bedarfssätze des Honnefer Modells. Behebung einiger 
bei der Ausführung erkennbar gewordener Mängel des Aus- 
bildungsförderungsgesetzes. 


B. Lösung 

In Artikel 1 Nr. 2 werden die neuen Bedarfssätze festgelegt; 
durch eine stärkere Differenzierung wird den unterschiedlichen 
Aufwendungen insbesondere für individuelle Ausbildungs- 
kosten Rechnung getragen. 

Für die Schüler von Fachschulen, Abendgymnasien und Kollegs 
wird der erhöhte Bedarf vorgesehen, wenn sie — gleich aus 
welchem Grund — nicht bei ihren Eltern wohnen (Artikel 1 
Nr. 2). 

Die Aufteilung des die Freibeträge übersteigenden Einkommens 
und Vermögens wird an dem durch die in den Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften festgelegten Bedarfssätze bestimmten (ab- 
strakten) Bedarf orientiert (Artikel 1 Nr. 1). 


C. Alternativen 

Keine 
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D. Kosten 

Durch das Gesetz entstehen dem Bund zusätzliche Mehrkosten 
von 


24 Millionen DM für 1971, 

25 Millionen DM für 1972, 

26 Millionen DM für 1973, 

27 Millionen DM für 1974. 

Eine Mehrbelastung der Länder und Gemeinden entsteht nicht. 
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Antrag 

der Fraktionen der SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Ersten Gesetzes über individuelle Förderung der Ausbildung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

DaS| Erste Gesetz über individuelle Förderung der 
Ausbildung (Ausbildungsförderungsgesetz) vom 
19. September 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1719), zu- 
letzt geändert durch das Zweite Gesetz zur Ände- 
rung des Ersten Gesetzes über individuelle Förde- 
rung, der Ausbildung vom .... (Bundesgesetzbl. I 
S. . . .), wird wie folgt geändert: 

1. § 9 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Dies gilt nicht, soweit dadurch der Bedarf des 
Auszubildenden nach § 10 Abs. 1 bis 3 und § 11 
oder anderen entsprechenden Vorschriften über 
die individuelle Förderung der Ausbildung über- 
schritten würde." 


2. § 10 Abs. 1 und 2 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Als monatlicher Bedarf gelten 

1. für Schüler von weiterführenden 
allgemeinbildenden Schulen ab 
Klasse 10, Fachoberschulen und 


Berufsfachschulen 150 DM, 

2. für Schüler von Berufsaufbauschu- 
len und Abendrealschulen 300 DM, 


3, für Schüler von Fachschulen, 

Abendgymnasien und Kollegs .... 320 DM. 

(2) Als monatlicher Bedarf gelten, wenn der 
Auszubildende nicht bei seiner Familie wohnt, 

1. für Schüler von Realschulen und 


Gymnasien ab Klasse 5, von Haupt- 
schulen ab Klasse 10, von Fach- 
oberschulen und Berufsschulen . . 320 DM, 

2. für Schüler von Berufsaufbauschu- 
len und Abendrealschulen 350 DM. 


Satz 1 gilt nur, wenn von der Wohnung der Fa- 
milie aus eine entsprechende zumutbare Aus- 
bildungsstätte nicht erreichbar ist." 

3. In § 10 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Als monatlicher Bedarf gelten, 
wenn der Auszubildende nicht bei sei- 
nen Eltern wohnt, für Schüler von 
Fachschulen, Abendgymnasien und 
Kollegs 380 DM." 

4. In § 35 Abs. 2 wird die Zahl „280" durch die Zahl 
„300" ersetzt. 

5. § 43 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Schüler von weiterführenden allgemeinbil- 
denden Schulen und Fachoberschulen ab 
Klasse 11,". 
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Artikel 2 
§1 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§2 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1971 in Kraft. 


Bonn, den 10. Februar 1971 


Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


A. 

1. In Übereinstimmung zwischen Bund und Län- 
dern werden die Bedarfssätze und die Freibe- 
träge nach den besonderen Bewilligungsbedin- 
gungen des Honnefer Modells mit Wirkung 
vom 1. Januar 1971 angehoben. Die Bedarfs- 
sätze für die Fachschüler und die Auszubilden- 
den des Zweiten Bildungsweges sowie die Frei- 
beträge vom Einkommen und Vermögen aller 
Auszubildenden, ihrer Ehegatten und Eltern 
wurden aus grundsätzlichen Erwägungen so- 
wohl bei der Beratung des Ersten Ausbildungs- 
förderungsgesetzes als auch bei der Erhöhung 
durch das Gesetz zur Änderung des Ersten Aus- 
bildungsförderungsgesetzes vom 27. Juni 1970 
(BGBl. I S. 919) an den Bedarfssätzen und Frei- 
beträgen des Honnefer Modells ausgerichtet. 
Dementsprechend müssen auch zum 1. Januar 
1971 die Beträge angehoben werden. 

Es erscheint allerdings im gegenwärtigen Zeit- 
punkt angeraten, nur die Bedarfssätze zu erhö- 
hen, die Freibeträge dagegen unverändert zu 
lassen. Andernfalls wären alle Anträge, auch 
soweit sie bisher mit Rücksicht auf die Einkom- 
mensverhältnisse abgelehnt wurden, von Grund 
auf neu durchzurechnen, was vor allem bei den 
Ämtern für Ausbildungsförderung, die die Be- 
arbeitung der Anträge noch manuell durchfüh- 
ren, zu einer erheblichen, in dem Anlaufstadium 
des Gesetzes schwer vertretbaren Belastung 
führen würde. Außerdem ist von erheblicher 
Bedeutung, daß die für eine Anhebung der Frei- 
beträge erforderlichen finanziellen Aufwendun- 
gen nur zu Lasten der Mittel, die für das Bun- 
desausbildungsförderungsgesetz vorgesehen 
sind, beschafft werden könnten. Mit Inkrafttre- 
ten des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
am 1. Oktober 1971 sollen die Freibeträge in 
dem Bereich des Ersten Ausbildungsförderungs- 
gesetzes und dem Bereich des Honnefer und 
Rhöndorfer Modells, die dann zusammen in dem 
neuen Gesetz geregelt sind, auf eine einheit- 
liche Höhe festgesetzt werden. 

Auch wenn die Freibeträge für die Zeit vom 
1. Januar bis 30. September 1971 nicht ange- 
hoben werden, werden die bisher geförderten 
Schüler im Regelfall Förderungsbeträge in un- 
veränderter Höhe erhalten; zwischenzeitlich ein- 
getretene Einkommenssteigerungen werden 
nicht zu einer Verringerung der Zahl der Ge- 
förderten führen: Die Bewilligungsbescheide 
aus dem Jahre 1970 behalten nämlich in aller 
Regel bis zum Ende des Schuljahres ihre Gül- 
tigkeit (31. Juli 1971). Sie sollen darüber hinaus 
bis zum 30. September durch eine Bestimmung 
des Bundesausbildungsförderungsgesetzes ver- 


längert werden, die unabhängig von dem hier 
erörterten Problem erforderlich ist, um die Neu- 
berechnung für die kurze Frist von zwei Mona- 
ten zwischen dem Ende des Schuljahres und dem 
vorgesehenen Inkrafttreten des Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetzes zu vermeiden. Es bleibt 
also für die Förderung im Jahre 1971 für den Re- 
gelfall derBerechnungszeitraum 1968 maßgebend. 

In dem vorgelegten Entwurf wird eine stärkere 
Differenzierung der Bedarfssätze angestrebt, 
durch die unterschiedlichen Aufwendungen — 
insbesondere für individuelle Ausbildungs- 
kosten — stärker Rechnung getragen werden 
soll. Aus diesem Grund wird auch der Bedarfs- 
satz für Fachschüler und Auszubildende des 
Zweiten Bildungsweges nicht voll auf die Höhe 
des Förderungsmeßbetrages für die Studenten 
an wissenschaftlichen Hochschulen nach dem 
Honnefer Modell angehoben, 

2. Die Gelegenheit dieses Änderungsgesetzes soll 
genutzt werden, bei der Durchführung des Aus- 
bildungsförderungsgesetzes erkennbar gewor- 
dene Mängel, deren Korrektur keinen Aufschub 
bis zum Inkrafttreten des Bundesausbildungs- 
förderungsgesetzes duldet, zu beheben. 

2.1 Zu Artikel 1 Nr. 1 

Die derzeitige Fassung des § 9 Abs, 4 Ausbil- 
dungsförderungsgesetz, wonach der Grundsatz 
der gleichmäßigen Aufteilung des die Freibe- 
träge übersteigenden Einkommens durchbro- 
chen wird, soweit durch eine derartige Auftei- 
lung der anderweitig gedeckte Bedarf eines 
Auszubildenden überschritten würde, setzt vor- 
aus, daß im einzelnen ermittelt und berechnet 
wird, welchen Bedarf die bei der Aufteilung des 
Einkommens und Vermögens einer Person zu 
berücksichtigenden Auszubildenden haben und 
inwieweit dieser Bedarf durch Einkommen und 
Vermögen dieser Auszubildenden und/oder ih- 
rer Ehegatten gedeckt ist (konkreter Bedarf). 
Vor allem soweit die Geschwister des Antrag- 
stellers nach anderen entsprechenden Vorschrif- 
ten (AFG, Honnefer Modell) durch andere 
Behörden gefördert werden, ist diese auf soziale 
Gerechtigkeit zielende Vorschrift allenfalls mit 
einem unvertretbar großen Verwaltungsauf- 
wand durchführbar. Die Lösung wird darin ge- 
sehen, daß für die Anrechnung des übersteigen- 
den Einkommens als Bedarf der Geschwister 
jeweils der regelmäßige Bedarfssatz gilt (ab- 
strakter Bedarf); ein zusätzlicher Bedarf (Härte- 
betrag, Fahrkosten) wird nicht berücksichtigt, 
eigenes Einkommen der Geschwister oder ihrer 
Ehegatten wird ebenfalls nicht berücksichtigt. 
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Der danach maßgebliche Bedarf ist relativ ein- 
fach zu ermitteln. Entsprechend diesem Vor- 
schlag wird bisher schon in Übereinstimmung 
zwischen Bund und Ländern verfahren (vgl. Tz. 
9.11 des Entwurfs der allgemeinen Verwal- 
tungsvorschrift zum Ausbildungsförderungsge- 
setz — AföGVwvE — GMBl. 1970, S. 250 
nach dem in Übereinstimmung zwischen Bund 
und Ländern bei der Ausführung des Gesetzes 
verfahren wird). 

2.2 Zu Artikel 1 Nr. 3 

Mit der Einfügung des § 10 Abs. 3 wird be- 
zweckt, den Schülern von Fachschulen, Abend- 
gymnasien und Kollegs, die sich in demselben 
Alter wie Auszubildende an Höheren Fachschu- 
len, Akademien und Hochschulen befinden, die 
freie Entscheidung über die Art ihrer Unter- 
bringung zu ermöglichen. In der Praxis hat die 
bisherige Regelung, die davon ausging, daß 
auch diese Auszubildenden grundsätzlich bei 
ihren Familien wohnen, zu erheblichen Schwie- 
rigkeiten geführt; dies gilt insbesondere für die 
Auszubildenden des Zweiten Bildungsweges, 
die während einer längeren Berufstätigkeit be- 
reits einen eigenen Wohnsitz gegründet hatten. 
In einigen Ländern war diesen Auszubildenden 
— entsprechend den Regelungen des Honnefer 
Modells — vor dem Inkrafttreten des Ausbil- 
dungsförderungsgesetzes die Wahl ihrer Unter- 
bringung freigestellt. 

2.3 Zu Artikel 1 Nr. 4 

Entsprechend der Höhe der Bedarfssätze ist 
auch die Summe in § 35 Abs. 2 zu erhöhen, die 


für die Höhe der Vorbehaltsleistungen maßgeb- 
lich ist. 

2.4 Zu Artikel 1 Nr. 5 

Der Gesetzgeber ging bei der Formulierung des 
§ 43 Abs. 1 Nr. 1 davon aus, daß es bei Fach- 
oberschulen nur die Klassen 11 und 12 gibt. Dar- 
um war die Beschränkung der Förderung „ab 
Klasse IT' entsprechend der Regelung bei den 
weiterführenden allgemeinbildenden Schulen 
bei den Fachoberschulen nicht erforderlich. 
Nachdem z. B. in Nordrhein-Westfalen auch bei 
den Fachoberschulen eine Klasse 10 eingerichtet 
worden ist, muß im Gesetz klargestellt werden, 
daß für die Schüler dieser Klasse eine Förde- 
rung nach dem Bundesrecht noch nicht in Be- 
tracht kommt. Bisher wurde dies durch eine Ver- 
waltunqsvorschrift sicherqestellt (vql. Tz. 43.1 
AföGVwvE). 


B. 

Durch dieses Gesetz wird der Bund zusätzlich mit 
Kosten in Höhe von 

24 Millionen DM 1971, 

25 Millionen DM 1972, 

26 Millionen DM 1973, 

27 Millionen DM 1974 

belastet. 

Eine Mehrbelastung der Länder und Gemeinden 
tritt nicht ein. 

Die entsprechenden Mittel sind im Haushaltsplan- 
entwurf 1971 und im Finanzplan berücksichtigt. 
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